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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Anfrage Marmier Bruno / Ghielmini Krayenbühl Paola 2020-CE-89 
Unterstützung der Gemeinden im Rahmen des Plans zur 
Wiederankurbelung der Wirtschaft? 

I. Anfrage 

Der Staatsrat hat am 8. Mai 2020 einen noch näher auszuarbeitenden Plan zur Wiederankurbelung 

der Wirtschaft angekündigt und betont, wie wichtig öffentliche Investitionen in dieser unsicheren 

Zeit für eine antizyklische Politik sind. 

In diesem Zusammenhang sei an einige Punkte zu den Kantons- und Gemeindefinanzen erinnert: 

> In den letzten zehn Jahren sind die Investitionen des Kantons Freiburg gemäss dem vom 

IDHEAP erstellten Vergleich der Kantons- und Gemeindefinanzen (siehe Grafik unten)1 eher 

gering ausgefallen. 2019 belaufen sie sich auf insgesamt 181 Millionen Franken bei einem 

Gesamtaufwand von 3,7 Milliarden Franken2 . 

> Mit Gesamtinvestitionen von 182 Millionen Franken im Jahr 2018 bei einem Gesamtaufwand 

von 1, 6 Milliarden Franken3  investieren die Gemeinden mit weniger Mitteln mehr als der 

Kanton.  

> Der Kanton verfügt über ein Vermögen von über einer Milliarde Franken. 

> Die kumulierten Schulden der Gemeinden betragen fast eine Milliarde Franken. 

> Die Steuererträge machen weniger als 40 % der Einnahmen des Kantons aus, hingegen häufig 

über 60 % der Einnahmen der Gemeinden.  

Daraus lässt sich schliessen, dass der Staat wenig investiert und Vermögen anhäuft, während die 

Gemeinden viel investieren und sich verschulden, um die Bedürfnisse der Bevölkerung abzudecken. 

Zudem sind die Gemeindefinanzen stärker von den Steuereinnahmen abhängig als die 

Kantonsfinanzen.  
 

 

 
 

 

 
 

                                                

1 Vergleich 2018 der Kantons- und Gemeindefinanzen, Cahier de l'IDHEAP 308/2019, 
https://serval.unil.ch/resource/serval:BIB_FB85070E7F9C.P001/REF  
2 Botschaft Nr. 2019-DFIN-37 des Staatsrats an den Grossen Rat zur Staatsrechnung des Kantons Freiburg für das Jahr 2019. 
3 Amt für Statistik, 18. Öffentliche Verwaltung und Finanzen, https://www.fr.ch/de/vwd/stata/  

https://www.unil.ch/idheap/fr/home/menuinst/unitescompetences/finances-publiques/comparatif-des-finances-cantonales-et-communales.html
https://www.fr.ch/sstat/


Staatsrat SR 

Seite 2 von 4 

 

 

 
Abbildung1: Vergleich 2018 der Kantons- und Gemeindefinanzen, 

Cahier de l'IDHEAP 308/2019 
 

Es liegt auf der Hand, dass die Gemeinden in einem Kontext, in dem die Wirtschaft mit öffentlichen 

Investitionen wieder angekurbelt werden soll und dies auch von den Wirtschaftskreisen sowie von 

allen politischen Parteien gefordert wird, ihr hohes Investitionsvolumen zur Stützung der Nachfrage 

beibehalten sollten. Sie werden jedoch mit massiven Steuerausfällen zu kämpfen haben, die ihre 

Haushalte stark belasten werden. Darüber hinaus könnte das Inkrafttreten des HRM2 ihren 

finanziellen Handlungsspielraum einschränken. 

Wir stellen dem Staatsrat folgende Fragen: 

1. Teilt der Staatsrat unsere Feststellung, dass weiterhin hohe Investitionen der Gemeinden für die 

Ankurbelung der Wirtschaft unabdingbar sind? 

2. Ist sich der Staatsrat bewusst, dass die Gemeinden stärker von den rückläufigen 

Steuereinnahmen betroffen sein werden als der Kanton? 

3. Ist der Staatsrat unter diesen Umständen bereit, die Gemeinden in ihren anhaltenden 

Investitionsbemühungen zu unterstützen? Wenn ja, wie? 

19. Mai 2020 

II. Antwort des Staatsrats 

Der Staatsrat möchte einleitend einige Punkte der Vorbemerkungen zu den Fragen von Grossrat 

Marmier und Grossrätin Ghielmini Krayenbühl klarstellen und ergänzen. 

> 2019 beliefen sich die Bruttoinvestitionen des Staates effektiv auf 181,5 Millionen Franken. Es 

müssen allerdings noch die Ausgaben für den Gebäude- und den Strassenunterhalt im Umfang 

von 33,9 Millionen Franken hinzugerechnet werden, was ein Gesamtinvestitionsvolumen von 

215,5 Millionen Franken ergibt. 
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> Das Reinvermögen des Staates belief sich zwar per 31. Dezember 2019 auf 1109,3 Millionen 

Franken, jedoch waren 71,2 % dieses Betrags bereits an konkrete Vorhaben und Projekte 

gebunden und für die Kantonsbehörden nicht frei verfügbar. Darüber hinaus werden die 

finanziellen Auswirkungen der Änderung des Gesetzes über die Pensionskasse des 

Staatspersonals praktisch das gesamte restliche, nicht zweckgebundene Vermögen absorbieren, 

das sich Ende 2019 auf rund 319 Millionen Franken belief. 

> Gemäss Statistik der Gemeindefinanzen 2018 machten die direkten Steuern, die sich am besten 

für einen Vergleich mit dem Staat eignen, 49 % der Gemeindeeinnahmen aus. Dazu kamen die 

Einnahmen aus der Kategorie «Übrige Steuern» (z.B.: Liegenschaftssteuern, Steuern auf 

Kapitalabfindungen, Steuern auf Vorstellungen und Vergnügungsanlässen, Steuern auf 

Spielapparaten und Warenverteilern usw.), die nicht alle eine Entsprechung auf kantonaler Ebene 

haben und 14 % der Gemeindeeinnahmen ausmachten. 

> Aufs Ganze gesehen schmälert das HRM2 den finanziellen Handlungsspielraum der Gemeinden 

nicht. Zudem hat der Staatsrat im Rahmen seiner Covid-19-Massnahmen auch beschlossen, dass 

die Gemeinden seine Einführung falls nötig um ein Jahr verschieben können. Damit können die 

Gemeinden das HRM2 ab dem Voranschlag 2021 anwenden oder sein Inkrafttreten auf den 

Voranschlag 2022 verschieben. 

In einem föderalistischen System haben die verschiedenen Regierungsebenen unterschiedliche 

Aufgaben und Verantwortlichkeiten, die sich in ihrer Voranschlags- und Rechnungsstruktur 

widerspiegeln. Vereinfacht gesagt handelt es sich in der Schweiz beim grössten Teil der vom Bund 

getragenen Kosten um Transferkosten. Bei den Kantonen handelt es sich hauptsächlich um eine 

Kombination von Personal- und Transferkosten. Bei den Gemeinden machen neben den Transfer- 

und Personalkosten auch die Kosten für Güter und Dienstleistungen im Vergleich zu Bund und 

Kantonen einen besonders hohen Anteil aus.  

Man darf auch nicht vergessen, dass die Gemeinden aufgrund der geltenden Aufgabenteilung in 

denjenigen politischen Handlungsbereichen besonders aktiv sind, die durch Kausalabgaben 

(verschiedene Abgaben und Gebühren) finanziert werden. Ihre Investitionen in diesen Bereichen 

werden damit mehrheitlich bis vollumfänglich von den effektiven Nutzern oder potenziellen 

Empfängern der erbrachten Leistungen gedeckt und schlagen in den Gemeinderechnungen nur mit 

einem geringen restlichen Nettoaufwand zu Buche. 

In Anbetracht des Gesagten ist nach Auffassung des Staatsrats bei Vergleichen zwischen 

Regierungsebenen Vorsicht geboten. Es braucht eine nuancierte Interpretation ohne voreilige 

Schlussfolgerungen. Insofern sich die Aufgaben und Hauptbestandteile der Budgets von Staat und 

Gemeinden unterscheiden, sind unterschiedliche Investitionsvolumen nicht überraschend. Die von 

den Grossratsmitgliedern vorgebrachten Zahlen, die hier nicht bestritten werden sollen, erfordern 

somit kein besonderes Korrektiv. 

Der Staatsrat antwortet nun folgendermassen auf die gestellten Fragen: 

1. Teilt der Staatsrat unsere Feststellung, dass weiterhin hohe Investitionen der Gemeinden für die 

Ankurbelung der Wirtschaft unabdingbar sind? 

Artikel 100 Abs. 4 der Bundesverfassung bestimmt Folgendes: «Bund, Kantone und Gemeinden 

berücksichtigen in ihrer Einnahmen- und Ausgabenpolitik die Konjunkturlage». Gemäss Staatsrat 

heisst dies, dass sich alle Regierungsebenen an der Hilfe beteiligen müssen, die den Bürgerinnen 
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und Bürgern sowie den Unternehmen in grösseren Wirtschaftskrisen gewährt werden soll. So 

erachtet es der Staatsrat effektiv als wichtig, dass die Gemeinden ebenso wie Bund und Kantone 

ihren Beitrag zur öffentlichen Unterstützung von Bevölkerung und Wirtschaft leisten, und zwar 

namentlich indem sie ihr Investitionsvolumen soweit wie möglich beibehalten oder sogar erhöhen. 

2. Ist sich der Staatsrat bewusst, dass die Gemeinden stärker von den rückläufigen 

Steuereinnahmen betroffen sein werden als der Kanton? 

Der Staatsrat ist sich bewusst, dass der Anteil der Steuern an den Einnahmen der Gemeinden 

durchschnittlich über demjenigen beim Staat liegt. Wie einleitend gesagt, ist dieser Unterschied 

jedoch zu relativieren, und es muss zwischen den direkten und den übrigen Steuern unterschieden 

und bedacht werden, dass nicht alle Steuern in gleichem Masse von Covid-19 und dessen 

wirtschaftlichen Auswirkungen betroffen sind. Er erinnert auch daran, dass die Coronakrise neben 

Einnahmeneinbussen für die öffentliche Hand Mehrkosten verursacht hat und verursachen wird, die 

für Bund und Kantone verhältnismässig höher sein werden als für die Gemeinden.  

3. Ist der Staatsrat unter diesen Umständen bereit, die Gemeinden in ihren anhaltenden 

Investitionsbemühungen zu unterstützen? Wenn ja, wie? 

In Anbetracht des Gesagten ist der Staatsrat der Auffassung, dass es nicht angebracht wäre, die 

Gemeinden in ihren Investitionsbemühungen zur Bewältigung der Auswirkungen der Coronakrise 

speziell zu unterstützen. Die Hilfe der öffentlichen Hand, die selbstverständlich bestmöglich 

koordiniert werden muss, sollte in erster Linie der Bevölkerung und den Unternehmen und nicht 

anderen Gemeinwesen zugutekommen. Vor diesem Hintergrund sowie unter Berücksichtigung des 

Auftrags gemäss Bundesverfassung hat sich der Staatsrat die Einschätzung der Arbeitsgruppe, die 

den Wiederankurbelungsplan ausgearbeitet hat, zu eigen gemacht. Diese hielt bei der Ausarbeitung 

der Leitlinien des Wiederankurbelungsplans den Ausbau bestehender Programme sowie die 

Beschleunigung neuer Bau- oder Infrastrukturhaben mit Einbindung lokaler Wirtschaftsakteure für 

zielführender als spezifische Direkthilfen für die Gemeinden. 

14. September 2020 
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